
 
 
 
 

 
Erklärung der Continental AG nach § 161 AktG 

 
 
Vorstand und Aufsichtsrat der Continental AG erklären gemäß § 161 AktG, dass den 
Empfehlungen der „Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Ko-
dex“ (Fassung vom 26. Mai 2010; vom Bundesministerium der Justiz im amtlichen 
Teil des elektronischen Bundesanzeigers bekannt gemacht am 2. Juli 2010) mit den 
nachstehenden Einschränkungen entsprochen wurde und wird. Auf die Erklärung 
von Vorstand und Aufsichtsrat vom 19. Oktober 2009 zu den Empfehlungen des 
Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 18. Juni 2009 wird 
Bezug genommen. 
 

• Ziffer 2.3.2 des Kodex empfiehlt, allen in- und ausländischen Finanzdienstleis-
tern, Aktionären und Aktionärsvereinigungen die Einberufung der Hauptversamm-
lung mitsamt den Einberufungsunterlagen auf elektronischem Wege zu übermit-
teln. Diese Verhaltensempfehlung kann die Gesellschaft nicht erfüllen, da die Ak-
tien der Gesellschaft auf den Inhaber lauten (§ 5 der Satzung) und deshalb eine 
vollständige Feststellung aller möglichen Empfänger nicht machbar ist. 

 

• Nach Ziffer 5.4.1 soll der Aufsichtsrat konkrete Ziele für seine Zusammensetzung 
benennen, die unter Beachtung der unternehmensspezifischen Situation die in-
ternationale Tätigkeit des Unternehmens, potentielle Interessenskonflikte, eine 
festzulegende Altersgrenze für Aufsichtsratsmitglieder und Vielfalt (Diversity) be-
rücksichtigen. Diese konkreten Ziele sollen insbesondere eine angemessene Be-
teiligung von Frauen vorsehen. Der Aufsichtsrat hat beschlossen, den Empfeh-
lungen in Ziffer 5.4.1 zu folgen, und einen Ausschuss beauftragt, die Beschluss-
fassung über die Ziele durch den Aufsichtsrat vorzubereiten. Nach Verabschie-
dung der Zielsetzung wird der Aufsichtsrat sie nach Maßgabe des Kodex veröf-
fentlichen.  

 
 
Hannover, 18. Oktober 2010 

 


